
Zeitbeschäftigung nachging, wurde in der Diskussion 
übereinstimmend die Ansicht vertreten, eine solche Ver­
einbarung dürfe nicht unbeachtet bleiben; es müsse 
aber andererseits hinreichend gewürdigt werden, daß 
mit der Ehescheidung eine wesentliche Veränderung in 
der zu beurteilenden Situation eingetreten ist. Daß es 
auch hier darauf ankommt, die jeweilige Situation real 
einzuschätzen und die Entscheidung unter Abwägung 
aller maßgeblichen Umstände zu treffen, veranschau­
lichte H e j h a l  an folgendem Beispiel: Ein Kreis­
gericht wies zu Recht das Ansinnen eines Mannes zu­
rück, das Kind der Parteien in einer von ihm ausge­
suchten, aber beträchtlich vom Wohnsitz der Kindes­
mutter entfernten Kinderkrippe unterzubringen, weil 
er damit einer auf zehn Monate begrenzten Unter­
haltsverpflichtung gegenüber seiner geschiedenen Frau 
entgehen wollte.
Eine weitere Frage war, ob der Mann nach § 33 FGB 
die Herabsetzung des Unterhalts verlangen kann, wenn 
die Frau während der Überbrückungszeit wirtschaftlich 
selbständig wird. Dies wurde im Prinzip verneint, da 
sonst das Überbrückungsgeld für die Frau kein Anreiz 
mehr sei, ihre wirtschaftliche Selbständigkeit bald zu 
erreichen. Vergleiche, in denen vereinbart wird, daß 
der Unterhalt auch bei Erreichen der wirtschaftlichen 
Selbständigkeit bis zum Ende der Überbrückungszeit 
zu zahlen ist, trügen diesen Erfordernissen Rechnung. 
Beachtung verdient in diesem Zusammenhang eine 
Entscheidung des Bezirksgerichts Gera, auf die W i n d ­
h a u s e n  einging. Mit ihr wurde ein späterer Unter­
haltsanspruch der geschiedenen Frau gesichert, da vor­
auszusehen war, daß die Frau nach Wegfall der Müt­
terunterstützung, die ihr gemäß § 3 der 5. VO über die 
Verbesserung der Leistungen der Sozialversicherung 
vom 10. Mai 1972 (GBl. II S. 307) — jetzt gelten für die­
sen Fall § 56 der VO über die Sozialversicherung bei 
der Staatlichen Versicherung der DDR vom 16. Januar 
1975 (GBl. I S. 141) sowie die §§ 99 bis 105 der 1. DB zu 
dieser VO (GBl. I S. 154) — zuerkannt worden war, nicht 
sofort arbeiten gehen kann, weil sie ein weiteres, nicht 
krippenfähiges Kind zu betreuen hat./3/
Schließlich wurde in der Diskussion auch klargestellt, 
daß Aufwandsentschädigungen und Neuerervergütun­
gen nicht dem Nettoeinkommen hinzuzurechnen sind. 
Dies ist nur ausnahmsweise möglich, und zwar in den 
Grenzen, die in der Entscheidung des Obersten Ge­
richts vom 16. Juni 1966 - 1 ZzF 7/66 - (NJ 1966 S. 569) 
bestimmt worden sind.
Mit Fragen des Familienaufwands und des Unterhalts 
bei bestehender Ehe beschäftigte sich ausführlich Rich­
terin Dr. R o h d e  (Oberstes Gericht) ./4/
Richter K a i s e r  (Oberstes Gericht) erläuterte, was 
unter entsprechendem Lebensunterhalt der hinterblie- 
benen Ehefrau eines infolge Arbeitsunfalls oder Berufs­
krankheit verstorbenen Werktätigen i. S. des § 98 Abs. 2 
GBA zu verstehen ist. Für die Bestimmung dieses An­
spruchs seien familienrechtliche Aspekte beachtlich. 
Deshalb müßte die unterhaltsberechtigte hinterbliebene 
Ehefrau materiell so gestellt werden, als wenn die Ehe 
nicht durch den Tod des Ehemannes aufgelöst worden 
wäre.

Zur rationellen und effektiven Verfahrensdurchführung
Grundsätzlich wurde festgestellt, daß die Gerichte be­
müht sind, Unterhaltsverfahren konzentriert durchzu­
führen und die Entscheidungen verständlich und über­
zeugend zu begründen. Richter L a t k a (Oberstes Ge­
richt) hob hervor, daß die genaue Aufklärung des

13/ Vgl. BG Gera, Urteil vom 4. September 1974 — BF 47/74 - 
(in diesem Heft).
lil Der Diskussionsbeltrag ist in diesem Heft veröffentlicht. 
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Sachverhalts ein unumstößliches gesetzliches Erforder­
nis sei. Effektive Verfahren seien dann gewährleistet, 
wenn sie unter Nutzung der prozessualen Möglichkei­
ten mit einem im richtigen Verhältnis zur konkreten 
Sache stehenden Aufwand zügig und konzentriert 
durchgeführt werden und wenn auf der Grundlage 
ausreichend aufgeklärter Sachverhalte Entscheidungen 
ergehen, die dem sozialistischen Recht entsprechen und 
die Rechte und berechtigten Interessen der Verfah­
rensbeteiligten konsequent und wirksam durchsetzen. 
Bereits bei Klageeinreichung sei nach dem Beschäfti­
gungsbetrieb des Verpflichteten zu fragen, um zur Vor­
bereitung der mündlichen Verhandlung dessen wirt­
schaftliche Verhältnisse klarzustellen. Sodann sei von 
Amts wegen und fristgebunden vom Betrieb eine Ver­
dienstbescheinigung einzuholen. Gegebenenfalls könne 
es notwendig sein, Feststellungen zum Gesundheits­
zustand der Parteien und zu weiteren Voraussetzungen 
des § 29 FGB zu treffen. Bestünden hinsichtlich der be­
ruflichen Aus- und Weiterbildung sowie bei der Be­
schaffung geeigneter Arbeitsmöglichkeiten für die ge­
schiedene Frau Schwierigkeiten, so seien diese im Zu­
sammenwirken mit derq Amt für Arbeit und Berufs­
beratung sowie mit gesellschaftlichen Kräften auszu­
räumen.
Urteile in Unterhaltssachen müßten aus sich heraus 
verständlich sein. Insbesondere sei die Grundlage für 
die Unterhaltsbemessung exakt darzulegen, um bei 
eventuellen Abänderungsklagen auf gesicherte Feststel­
lungen zurückgreifen zu können. Im Ausspruch des Ur­
teils oder in der Einigung sei festzulegen, daß der lau­
fende Unterhalt monatlich im voraus, also jeweils am
1. des betreffenden Monats, zu zahlen sei. Zur Durch­
setzung des Unterhaltsanspruchs seien erforderlichen­
falls die in der 3. DB zur APfVO vom 29. Mai 1974 
(GBl. I S. 285) vorgesehenen Möglichkeiten auszu­
schöpfen.
K u b a s c h berichtete, daß beim Bezirksgericht Erfurt 
alle Unterhaltsverfahren unter Kontrolle genommen 
werden, die nach sechs Monaten noch nicht abgeschlos­
sen sind; nicht gerechtfertigte Verzögerungen werden 
mit den Richtern ausgewertet.
Ar way informierte über Maßnahmen zur Vorberei­
tung der mündlichen Verhandlung durch den Senat. 
Dazu gehöre u. a. die Einholung einer dem neuesten 
Stand entsprechenden Lohnbescheinigung sowie von 
Auskünften über das Vorhandensein von Einrichtungen 
der Kinderbetreuung am Wohn-, Arbeits- oder Nach­
barort, über Verkehrsverbindungen zwischen Wohnort, 
Arbeitsort und Ort der Unterbringung der Kinder, 
über das Vorhandensein von Arbeitsplätzen für die 
Frau oder besserer Verdienstmöglichkeiten für den 
Unterhaltsverpflichteten. Dadurch sei es in der Regel 
möglich, schon im ersten Termin über den Unterhalts­
anspruch zu befinden.
In seinen Schlußbemerkungen hob Präsident Dr. T o e p -  
1 i t z hervor, daß die Unterhaltsrechtsprechung den auf 
den sozialpolitischen Maßnahmen von Partei und Re­
gierung beruhenden erhöhten Lebensstandard der Be­
völkerung der DDR widerspiegele. Die Diskussion habe 
die Richtung der weiteren Arbeit auf diesem Gebiet der 
Familienrechtsprechung gezeigt. Es komme darauf an, 
die prinzipielle Orientierung, die der Bericht des Prä­
sidiums gibt, in der Rechtsprechung unter Beachtung 
der Umstände des Einzelfalls differenziert umzu­
setzen.
Das Plenum bestätigte den Bericht des Präsidiums als 
Arbeitsgrundlage.

♦
Zum zweiten Tagesordnungspunkt begründete Ober­
richter Dr. S c h l e g e l  (Mitglied des Präsidiums des


